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Unterrichtung  

durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Überleitung preisgebundenen Wohnraums 
im Beitrittsgebiet in das allgemeine Miethöherecht (Mietenüberleitungsgesetz) 
- Drucksache 13/1041 — 

hier: Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 682. Sitzung am 31. März 
1995 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Ar-
tikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung 
zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§12 Abs. 2 MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 12 Abs. 2 die Worte 
„erst ab" durch die Worte „frühestens zum" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung soll klarstellen, daß diese Miet-
erhöhung zum 1. Januar 1997 wirksam werden 
kann. Es soll nicht erst ab 1. Januar 1997 ein ent-
sprechendes Mieterhöhungsverlangen gestellt 
werden dürfen. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 12 Abs. 2 MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 12 Abs. 2 die Worte 
„verlangt werden" durch die Worte „und nur für 
Wohnraum verlangt werden, der in einer Ge-
meinde mit mindestens 50 000 Einwohnern liegt 
oder an  eine Gemeinde mit 100 000 und mehr 
Einwohnern angrenzt" zu ersetzen. 

Begründung 

Diese Regelung greift den Gedanken der regio

-

nalen Differenzierung des ersten Referentenent

-

wurfs auf. Das System der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete wird wesentlich durch die Lage 
der Wohnung beeinflußt. Damit flächendeckende 
Erhöhungen ohne Berücksichtigung der ört-
lichen Wohnungsmarktverhältnisse vermieden 
werden, bedarf es einer solchen Regelung. Die 
regionale Lage der Wohnung muß neben den 
Ausstattungskriterien nach Absatz 1 bei der 
Herausbildung von ortsüblichen Vergleichsmie-
ten berücksichtigt werden. Es ist gerechtfertigt, 
kleinere, an große Kommunen angrenzende Ge-
meinden mit diesen gleichzustellen, da ihr Woh-
nungsmarkt von den Verhältnissen der Großstadt 
mit geprägt wird. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 12 Abs. 5 Satz 1 MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 12 Abs. 5 Satz 1 die 
Worte „zu dem Erhöhungsverlangen" durch die 
Worte „zu vorgenannten Erhöhungsverlangen" 
zu ersetzen. 

Begründung 

In Absatz 5 fehlt eine zeitliche Begrenzung des 
Sonderrechts. 

Die von § 2 abweichende Regelung soll nur so 
lange gelten, wie Mieterhöhungsverlangen auf-
grund § 12 Abs. 1 gestellt werden können. 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 25. April 1995 - 031 (432) - 842 00 - Mi 42/95. 
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4. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 12 Abs. 5 Satz 3 - neu - und 
Satz 4 - neu - MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 12 Abs. 5 nach Satz 2 
folgende Sätze 3 und 4 anzufügen: 

„Verweigert er die Zustimmung, hat er die Grün-
de dafür innerhalb der Überlegungsfrist des Ab-
satzes 6 Nr. 2 schriftlich gegenüber dem Vermie-
ter zu erläutern. Bleibt streitig, ob die Voraus-
setzungen des Satzes 1 vorliegen, trifft die Be-
weislast den Vermieter. ” 

Begründung 

Für das Mieterhöhungsverfahren ist schon wäh-
rend der Übergangszeit eine weitgehende An-
passung an das in § 2 des Gesetzes zur Regelung 
der Miethöhe enthaltene Verfahren wünschens-
wert. Die Regelung stellt einen angemessenen 
Ausgleich zwischen den Parteien des Mietver-
hältnisses dar. Soweit der Vermieter verpflichtet 
ist, die begehrte Erhöhung zu erläutern, muß 
er seine Angaben hinreichend substantiieren. 
Andererseits kann der Mieter die vorgesehene 
Überlegungsfrist zu Erkundigungen über das 
als ortsüblich geltende Entgelt nutzen und muß 
die Gründe seiner Verweigerung ebenfalls hin-
reichend substantiiert darlegen. Die Beweislast-
umkehr in Satz 4 entspricht lediglich der gelten-
den MHG-Regelung des §2 Abs. 2. Eine Verlage-
rung zu Lasten des Mieters wäre unbil lig, da 
der Vermieter typischerweise aus seiner Sphäre 
heraus Kenntnis über die Miethöhe bei Wieder-
vermietungen in seinem Wohnungsbestand hat. 

5. Zu Artikel i Nr. 2 (§ 12 Abs. 6 MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 12 Abs. 6 wie folgt zu fassen: 

„ (6) § 2 Abs. 2 Satz 2 bis 4 findet keine Anwen-
dung."  

Begründung 

Die Verkürzung der Zustimmungsfrist zu Lasten 
des Mieters ist auch aus dem Gesichtspunkt 
eines beschleunigten Mieterhöhungsverfahrens 
nicht gerechtfertigt. Sie würde hier eine unbillige 
Ungleichbehandlung während des Übergangs-
zeitraums bedeuten. Im Unterschied zu den bis-
her geltenden Fristen ist für die Mieterhöhung 
eine echte Zustimmung des Mieters erforderlich. 
Wegen ihrer Rechtsfolge der Vertragsänderung 
ist eine Schlechterstellung gegenüber dem nach 

§ 2 geltenden Recht nicht vertretbar, da in den 
alten Ländern eine zweimonatige Zustimmungs-
frist gilt. Eine verkürzte Frist ist gerade vor 
dem Hintergrund einer sozialverträglichen Über-
leitung in das Vergleichsmietensystem unbil lig, 
da dem Mieter ausreichend Zeit für die Überprü-
fung der Berechtigung der Mieterhöhung einge-
räumt werden muß. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 12 Abs. 6 MHG) 

Es wird gebeten, im weiteren Verlauf des Ge

-

setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob die Rechts

-

sicherheit im Interesse der Mieter und Vermieter 
beim Mieterhöhungsverfahren durch eine ent-
sprechende Ergänzung des § 12 Abs. 6 dadurch 
verbessert werden kann, daß die dreimalige 
widerspruchslose Zahlung des erhöhten Be trages 
als Zustimmung gilt. 

Begründung 

Eine derartige Prüfung hat zum Ziel, angesichts 
der durch den Gesetzesantrag verursachten Flut 
von Mieterhöhungserklärungen eine mögliche 
Prozeßlawine zu Lasten der Mieter zu vermeiden. 
Die Mieter kennen das im Gesetzesantrag vorge-
sehene Zustimmungserfordernis des Miethöhe-
gesetzes nicht. Bisher ist nach der Grundmieten-
verordnung nach Ablauf einer Frist von zwei Mo-
naten ab Erhöhung der erhöhte Mietzins zu zah-
len, ohne daß es einer ausdrücklichen Zustim-
mung bedarf. 

Es wird deshalb Mieter geben, die nach einer 
Mieterhöhung entsprechend dem Gesetzes-
antrag trotz schriftlicher Aufforderung zur Zu-
stimmung in der Mieterhöhungserklärung die 
Zustimmung durch eine vorbehaltlose Zahlung 
- wie bisher - deswegen für ausreichend erach-
ten, weil sie einer solchen Aufforderung keine 
Bedeutung beimessen. Die Zahl dieser Fälle ist 
nicht einschätzbar. Die Vermieter könnten sich in 
diesen Fällen genötigt sehen, Klage zu erheben, 
um ihren Anspruch nicht durch den im Gesetzes-
antrag vorgesehenen Fristenablauf von zwei Mo-
naten zu gefährden. 

Die dadurch verursachten Prozeßkosten könnten 
die Mieter zusätzlich belasten. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 13 Abs. 1 MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 13 Abs. 1 wie folgt zu fassen: 

„ (1) Bei der Anwendung des § 3 auf Wohnraum 
im Sinne des § 11 Abs. 2 dürfen Mieterhöhungen 
für bauliche Maßnahmen, die in der Zeit vom 
1. Juli 1995 bis zum 31. Dezember 1997 begon-
nen werden, insgesamt drei Deutsche Mark 
je  Quadratmeter Wohnfläche nicht übersteigen. 
Der Mieter kann im Rahmen einer Vereinbarung 
nach § 17 einer weitergehenden Mieterhöhung 
zustimmen. " 

Begründung 

Damit die Kappungsgrenze für die Erhöhung der 
Modernisierungskosten wirksam ist und dem 
Gebot des Einigungsvertrages entspricht, Miet-
erhöhungen nur entsprechend der allgemeinen 
Einkommensentwicklung zuzulassen, ist der 
Ausschluß auf die baulichen Maßnahmen und 
nicht auf die Erhöhungserklärungen während 
des Übergangszeitraums zu beziehen. Andern-
falls bestünde die Gefahr, daß der Mieter vor 
„Luxusmodernisierungen" während des Über-
gangszeitraums nicht ausreichend geschützt 
wird. Baumaßnahmen könnten während des 
Überleitungszeitraums durchgeführt, die Erhö-
hungserklärung jedoch erst nach dem 31. Dezem- 
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ber 1997 abgegeben werden, um der Kappung 
zu entgehen. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 13 Abs. 2 Nr. 1 MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 13 Abs. 2 Nr. 1 die Wor-
te „oder deren Umfang" zu streichen. 

Begründung 

Im Unterschied zu den Maßnahmen, die nicht 
der Disposition des Vermieters unterliegen, ist 
eine zusätzliche Erhöhung über den Kappungs-
betrag hinaus nicht zuzulassen, wenn der Ver-
mieter die Arbeiten aus eigenem Entschluß be-
ginnt und lediglich bei ihrer Ausführung Vor-
schriften zu beachten hat. Ein wesentlicher Teil 
von Modernisierungen fiele nicht unter die Kap-
pungsgrenze, so daß sie weitgehend leerliefe. 
Eine Schlechterstellung gegenüber dem nach § 3 
Abs. 1 MHG geltenden Recht ist insoweit nicht 
begründbar. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 - neu -

-

MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 13 Abs. 2 wie folgt zu 
ändern: 

a) In Nummer 2 ist der Punkt durch die Angabe 
„ , oder" zu ersetzen. 

b) Nach Nummer 2 ist folgende Nummer 3 anzu-
fügen: 

„3. wenn die Modernisierung nach § 88e des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes durchge-
führt und dem Mieter eine Zusatzförde-
rung zum Zwecke einer einkommens-
orientierten Wohnkostenbelastung ge-
währt wird. ” 

Begründung 

Aufgrund des erheblichen Sanierungsaufwandes 
im Wohnungsbestand und der aus der DDR 
resultierenden Belegungsstruktur ist eine auch 
unter sozialen Gesichtspunkten ausgewogene 
Modernisierung des Bestandes mit erhöhtem 
Sanierungsbedarf erforderlich. Überdurchschnitt-
licher Sanierungsbedarf ist teilweise im Altbau-
bestand vor 1948 als auch bei bestimmten Typen 
industriell gefertigter Wohnungen zu verzeich-
nen, ohne daß es dabei zu Luxusmodernisierun-
gen käme. Eine Verzögerung der Sanierung bei 
diesen Objekten aufgrund von Kappungsgren-
zen muß vermieden werden. 

§ 88 e des Zweiten Wohnungsbaugesetzes bietet 
durch die Kombination der Objekt- und Subjekt-
förderung die Möglichkeit, diese erheblichen 
Modernisierungen sozial verträglich - insbeson-
dere für Geringverdiener - zu gestalten. Durch 
die Möglichkeit erhöhter Modernisierungsauf-
wendungen entsteht eine wesentliche Wohn-
wertverbesserung, die allen Mietern zugute 
kommt. Die sich aufgrund dieser notwendigen 

überdurchschnittlichen Modernisierungsmaßnah-
men ergebenden Mieten werden von den Mie-
tern  getragen, wobei einkommensschwächere 
Mieter durch die Zusatzförderung in die Lage 
versetzt werden, diese höheren Belastungen zu 
tragen. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 17 MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 17 wie folgt zu andern: 

1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

2. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„(2) Eine Willenserklärung des Mieters ge-
mäß § 10 Abs. 1 wird erst wirksam, wenn der 
Mieter sie nicht binnen einer Frist von einem 
Monat schriftlich widerruft und der Widerruf 
nicht innerhalb dieser Frist beim Vermieter 
eingegangen ist. Die Frist beginnt nur zu 
laufen, wenn dem Mieter mit dem Miet-
erhöhungsverlangen eine deutlich gestaltete 
schriftliche Belehrung über sein Recht zum 
Widerruf zugegangen ist. " 

Begründung 

Der Absatz 2 lehnt sich an die zulässigen 
Instandsetzungsvereinbarungen nach § 3 Abs. 1 
der Zweiten Grundmietenverordnung und das 
Gesetz über den Widerruf von Haustürgeschäf-
ten und ähnlichen Geschäften an. Nach der bis-
herigen Rechtslage (Preisbindung) waren abwei-
chende Vereinbarungen grundsätzlich unzuläs-
sig. Für eine Übergangszeit ist es deshalb ge-
rechtfertigt, einen verstärkten Mieterschutz zu 
installieren, der über den Anwendungsbereich 
des o. g. Gesetzes hinausgeht. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 18 - neu - MHG) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist nach § 17 folgender *18 an
-zufügen: 

„§ 18 

Bei Abschluß eines Mietvertrages bis zum 
31. Dezember 1997 darf der vereinbarte Mietzins 
das nach den §§3,  12, 13 oder 16 zulässige Ent-
gelt um nicht mehr als zehn vom Hundert über-
steigen. " 

Als Folge ist 

a) in Artikel 1 Nr. 1 in *11 Abs. 2 die Angabe 
„§§ 12 bis 17" durch die Angabe „§§12 bis 18" 
zu ersetzen; 

b) Artikel 2 wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 1 ist die Angabe „1.”  zu strei-
chen und das Wort  „oder" am Ende durch 
einen Punkt zu ersetzen. 

bb) Nummer 2 ist zu streichen. 
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Begründung 

Damit das ortsübliche Entgelt, das sich allein 
durch die vereinbarten Mieten ab Inkraftsetzen 
des Gesetzes bestimmen soll, nicht überpropor-
tional durch die Wiedervermietung geprägt wird, 
und in Gegenden mit höherer Fluktuation enor-
me Mietensprünge vermieden werden, ist für die 
Wiedervermietung eine praktikable Kappungs-
grenze erforderlich. Die Begrenzung durch das 
Wirtschaftsstrafgesetz ist unpraktikabel und ge-
nügt auch in der Höhe für den Übergangs-
zeitraum nicht, da z. B. der Wohnungstausch 
wirtschaftlich keinen Vorteil mehr garantieren 
könnte. Mieter, die zukünftig aus finanziellen 
Gründen ihre Wohnungen gegen kleinere und 
schlechter ausgestattete Wohnungen eintau-
schen, kommen trotz dieser Einbuße nicht in den 
Genuß einer günstigeren Miete, obwohl sie dem 
Wohnungsmarkt größere Kapazitäten zur Verfü-
gung stellen. Um diesen vom Bedarf bestimmten 
Prozeß nicht zu behindern, sollen in der Regel 
Neuabschlüsse nur in dem begrenzten Rahmen 
von 10 % gegenüber den in bestehenden Miet-
verhältnissen zulässigen Mieterhöhungen mög-
lich sein. Allerdings können in den Ausgangsbe-
trag Mieterhöhungen nach Modernisierung oder 
Instandsetzungsvereinbarungen einfließen, so 
daß in diesen Fällen ein entsprechend höherer 
Neuabschluß möglich ist. 

Diese Kappungsgrenze bei Wiedervermietungen 
soll bis zum 31. Dezember 1997 zeitlich begrenzt 
werden. 

12. Zu Artikel 4 Nr. 01, 3, 4, 5 - neu - (Änderung des 
Wohngeldson-
dergesetzes) 

Artikel 4 ist wie folgt zu andern: 

a) Vor Nummer 1 ist folgende Nummer 01 einzu-
fügen: 

,01. In § 1 Satz 1 werden die Worte „vom 1. Ok-
tober 1991 bis einschließlich 31. Dezem-
ber 1995" durch die Worte „vom 1. Okto-
ber 1991 bis einschließlich 30. Juni 1996" 
ersetzt.' 

b) Folgende Nummern 3, 4 und 5 sind anzu-
fügen: 

,3. In § 21 Abs. 1 werden in der Tabelle die 
Worte „bis 31. Dezember 1995" durch die 
Worte „bis 30. Juni 1996" ersetzt. 

4. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „bis ein-
schließlich 31. Dezember 1995" durch 
die Worte „bis einschließlich 30. Juni 
1996" ersetzt. 

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Erhebung der Angaben nach Ab-
satz 2 wird jährlich für den Monat De-
zember und davon abweichend letzt-
malig für den Monat Juni 1996 durch-
geführt." 

5. § 28 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Empfänger von Wohngeld, deren 
Bewilligung in den Monaten April bis 
Juni 1996 endet und die im Zeitraum vom 
1. März bis 30. Juni 1996, bei im Monat 
März endender Bewilligung bis 31. Juli 
1996, einen Antrag auf erneute Bewilli-
gung stellen, können für die Monate Juli 
1996 bis einschließlich September 1996 
einen Vorschuß auf das nach dem Wohn-
geldgesetz zustehende Wohngeld erhal-
ten. In diesem Falle ist als Vorschuß ein 
auf volle Deutsche Mark aufgerundeter 
Betrag in Höhe von 80 vom Hundert des 
nach diesem Gesetz für den Monat Juni 
1996 bewilligten Wohngeldes zu gewäh-
ren. Die Sätze 1 und 2 gelten entspre-
chend, wenn auf einen im Zeitraum vom 
1. März bis 30. Juni 1996 gestellten An-
trag erstmals Wohngeld nach diesem 
Gesetz bewilligt wird. Im Zeitraum von 
1. März bis 30. Juni 1996 gestellte Anträ-
ge nach diesem Gesetz gelten für den  
Zeitraum ab 1. Juli 1996 zugleich als an 
diesem Tag gestellte Anträge nach dem 
Wohngeldgesetz." ' 

[3. Zu Artikel 4 a - neu - (Wohngeldgesetz) und- 
zu Artikel 5 Abs. 3 - neu - (Inkrafttreten) 

a) Nach Artikel 4 ist folgender Artikel 4 a einzu-
fügen: 

,Artikel 4 a 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

Für den Zeitraum vom 1. Januar 1996 bis 
zum 30. Juni 1996 gilt abweichend von den 
Bestimmungen des Wohngeldgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 
1993 (BGBl. I S. 183), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 § 6 des Gesetzes zur Neuregelung 
der Vorschriften über den Bundesgrenzschutz 
vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2999), fol-
gendes: 

1. 08 Abs. 1 gilt in folgender Fassung: 

„(1) Bei der Gewährung des Wohngeldes 
wird die Miete oder Belastung insoweit 
nicht berücksichtigt, als sie monatlich fol-
gende Höchstbeträge übersteigt: 
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für Wohnraum, der bezugsfertig geworden ist 

bis zum 31. Dezember 1965 
ab 1. Januar 1966 

bis zum 31. Dezember 
1977 

ab 1. Jan. 
1978 bis zum 
31.Dez.1991 

ab 1. Jan. 
1992 

Bei einem  
Haushalt mitmit 

in Ge

-meiden  

Mie

-

ten der 
Stufe 

ohne Sam- 
melheizung 
und ohne 
Bad oder 

Duschraum 

mit Sammel- 
heizung 

oder mit Bad 
oder Dusch- 

raum 

mit Sammel- 
heizurig und 
mit Bad oder 
Duschraum 

sonstiger 
Wohnraum 

Wohnraum 
mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad oder 
Duschraum 

Deutsche Mark 

einem I 265 , 305 370 330 425 455 535 
wem- II 280 325 400 365 455 485 570 
stehenden 

III 300 350 425 380 485 515 605 
IV 325 380 455 410 520 560 665 
V 350 400 490 440 565 600 700 
VI 370 430 530 470 600 640 750 

zwei I 340 395 480 430 550 590 690 
Familien- II 365 420 515 455 590 630 740 
mitgliedern 

III 390 450 545 485 630 665 785 
IV 420 485 595 530 680 720 845 
V 450 520 635 565 725 775 910 
VI 480 560 680 605 780 830 970 

drei I 410 475 575 510 660 700 830 
Familien- II 430 505 620 545 700 750 880 
mitgliedern 

III 460 535 655 580 750 800 940 
IV 500 575 710 630 810 860 1020 
V 535 625 760 670 870 925 1090 
VI 570 665 810 720 930 990 1165 

vier I 475 545 670 595 770 815 960 
Familien- II 505 580 715 635 815 870 1025 
mitgliedern 

III 535 625 760 680 870 925 1090 
IV 580 670 820 730 940 1000 1180 
V 625 720 880 785 1010 1075 1265 
VI 665 775 940 840 1080 1145 1355 

fünf I 540 625 760 650 875 930 1090 
Familien- II 575 665 815 725 930 990 1170 
mitgliedern 

III 	. 610 710 870 770 990 1055 1240 
IV 660 770 935 835 1075 1140 1345 
V 710 820 1010 895 1150 1225 1440 
VI 755 880 1075 955 1230 1310 1540 

Mehrbetrag I 65 80 95 85 110 115 
fürjedes II 70 85 100 90 120 125 145 
weitere 
Familien

-

mitglied 
III 
IV 

80 
85 

90 
95 

110 
115 

95 
100 

125 
130 

130 
145 

150 
160 

V 90 100 125 110 145 150 175 
VI 95 110 130 120 150 160 185 
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2. Nach § 17 wird folgender § 17a eingefügt: 

„§17a 

Anpassungspauschale 

Von dem nach §§ 9 bis 17 ermittelten Fa-
milieneinkommen ist eine Anpassungspau-
schale von 1 800 Deutsche Mark und für 
das zweite und jedes weitere Familienmit-
glied im Sinne des §4 Abs. 1 eine 
Anpassungspauschale von jeweils 600 
Deutsche Mark abzusetzen.” 

3. § 42 gilt in folgender Fassung: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden in der Tabelle 
die Worte „bis 31. Dezember 1995" 
durch die Worte „bis 30. Juni 1996" er-
setzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe b Satz i 
werden die Worte „bis 31. Dezember 
1995" durch die Worte „bis 30. Juni 
1996" ersetzt.' 

b) In dem Artikel 5 ist nach Absatz 2 folgender 
Absatz 3 anzufügen: 

„ (3) Artikel 4 a tritt am 1. Oktober 1995 in 
Kraft."  

Begründung zu den Nummern 12 und 13 

Allgemein 

Der Bundesrat hat die Bundesregierung bereits 
mehrfach aufgefordert, eine Wohngeldnovelle so 
rechtzeitig vorzulegen, daß diese spätestens zum 
1. Januar 1996 in Kraft treten kann. Wie sich aus 
den Ankündigungen und auch aus der Begrün-
dung zum vorliegenden Gesetz ergibt, beabsich-
tigt die Bundesregierung diesen Termin nicht 
einzuhalten. Dies führt in den neuen Ländern zu 
Unsicherheiten, inwieweit die besonderen Rege-
lungen des Wohngeldsondergesetzes über den 
31. Dezember 1995 hinaus fortgelten, und in den 
alten Ländern zu weiteren unzumutbaren Bela-
stungssteigerungen und sozialen Härten bei den 
Wohngeldempfängern. Deshalb müssen Über-
gangsregelungen für die neuen und für die alten 
Länder bis zum Inkrafttreten einer allgemeinen 
Wohngeldanpassung eingeführt werden. 

Das Wohngeldsondergesetz soll daher nochmals 
um ein halbes Jahr bis zum 30. Juni 1996 verlän-
gert werden. 

Im Vorgriff auf eine allgemeine Wohngeldanpas-
sung ist es ebenfalls unumgänglich, in einem 
ersten Schritt bereits zum 1. Januar 1996 - eben-
falls befristet bis zum 30. Juni 1996 - die Miet-
höchstbeträge des § 8 Abs. 1 des Wohngeldgeset-
zes anzuheben und einen Inflationsausgleich bei 
der Einkommensermittlung einzuführen. 

Die Kosten dieser Leistungsverbesserung liegen 
erheblich unter dem vom Bund angegebenen 
Anpassungsbedarf von 3,6 Mrd. DM (Bund- und 
Länderanteil). Die Länder erwarten, daß nach 
Auslaufen dieser Übergangsregelungen zum 
1. Juli 1996 eine Vereinheitlichung des Wohn

-

geldrechts einschließlich der notwendigen Struk-
turveränderungen erfolgt. 

Zu Nummer 12 

Die vorgeschlagenen Änderungen verfolgen den 
alleinigen Zweck, das Wohngeldsondergesetz 
nochmals um ein halbes Jahr bis zum 30. Juni 
1996 zu verlängern. Damit wird sichergestellt, 
daß die zum 1. Juli 1995 steigenden Mieten auch 
über den 31. Dezember 1995 hinaus sozial ver-
träglich bleiben. 

Zu Nummer 13 Buchstabe a Nummer 1 

Das Wohngeld kann seine Aufgabe, einkom-
mensschwächeren Haushalten angemessenen 
und familiengerechten Wohnraum zu sichern, 
immer weniger erfüllen, weil es mit der Entwick-
lung der Mieten nicht mehr Schritt hält. Seit 
der letzten Anpassung des Wohngeldes an die 
Einkommens- und Mietenentwicklung im Jahre 
1990 sind die Mieten insgesamt um 22 v. H. ge-
stiegen. 

In den alten Bundesländern bezahlten Ende 1992 
bereits 48 v. H. der Mieter eine Miete, die nicht 
mehr voll wohngeldfähig war; Ende 1993 waren 
es weit über die Hälfte. Ende 1995 werden etwa 
zwei Drittel aller Empfängerhaushalte durch 
zu niedrige Miethöchstbeträge einen Teil ihrer 
Wohnkosten nicht mehr durch Wohngeld min-
dern können. Die Folge sind drastische Steige-
rungen der Mietbelastungsquoten. 

Aus diesem Grunde sollen die Miethöchstbeträge 
um mindestens 20 v. H. erhöht werden. In diesem 
Zusammenhang sind auch die Tabellen 1 bis 8 
mit der z. Z. gültigen Formel zu erweitern, und 
zwar sowohl in der Einkommensspalte als auch 
in der Spalte „Miete/Belastung". 

Zu Nummer 13 Buchstabe a Nummer 2 

Rein nominelle Einkommenssteigerungen haben 
dazu geführt, daß viele Wohngeldbesitzer in den 
vergangenen Jahren aus der Förderung heraus-
gefallen sind. Allein in den Jahren 1992 und 1993 
gab es nach den aktuellen Zahlen einen Rück-
gang an wohngeldberechtigten Haushalten (Ta-
bellenwohngeld) von 1,28 Mio. auf 1 Mio., ein 
Rückgang um mehr als 20 v. H. in nur zwei Jah-
ren. 

Aus diesem Grund sollen die Anpassungspau-
schalen in den genannten Höhen eingeführt wer-
den. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a Nummer 3 

Vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 12. 

14. Zu Artikel 4 Nr. 1 (§ i i b Satz 1 - neu - WoGSoG) 

In Artikel 4 Nr. 1 sind in § 11 b Satz i die Worte 
„von 75 Deutsche Mark" durch die Worte „von 
100 Deutsche Mark" zu ersetzen. 
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Begründung 

Die bislang von der Bundesregierung vorge-
schlagene Verbesserung des Leistungsniveaus 
des Wohngeldsondergesetzes durch die Gewäh-
rung von Freibeträgen reicht bei bestimmten 
Haushaltsgrößen nicht aus, um die notwendige 
Entlastung von den Mietkosten zu erreichen. 
Dies gilt insbesondere für Rentnerhaushalte mit 
einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
unter 1 100 DM oder für Alleinerziehende mit 
einem Kind mit einem monatlichen Haushalts-
nettoeinkommen von ca. 1 250 DM. Bei diesen 

Haushaltsgruppen liegt die monatliche Mietbela-
stung bei 27 v. H. und darüber. Das ist sozial 
nicht vertretbar. 

Auf der Grundlage der durch die Bundesregierung 
vorgegebenen Kosten von 126 Mio. DM bei der 
Einführung eines Freibetrages von 75 DM liegt der 
Mehrbedarf bei Einführung eines Freibetrages 
von 100 DM und einer Gültigkeit des Wohngeld-
sondergesetzes z. B. bis 31. Dezember 1995 bis 
19 Mio. DM. Diese Kosten sind jeweils zur Hälfte 
von Bund und Ländern zu tragen. Die Mehrbela-
stungen gegenüber einem novellierten Wohn-
geldgesetz können nicht quantifiziert werden. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nr. 2 - § 12 Abs. 2 MHG) 

Dem Vorschlag wird in der Form zugestimmt, daß die 
Worte „erst ab 1. Januar 1997" durch „zum 1. Januar 
1997" ersetzt werden. Damit wird ausreichend klar-
gestellt, daß das Mieterhöhungsverlangen schon vor 
dem 1. Januar 1997 gestellt werden darf. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 2 - § 12 Abs. 2 MHG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung wird jedoch ausgehend vom 
Regierungsentwurf im weiteren Verfahren Möglich-
keiten einer Regionalisierung prüfen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 2 - § 12 Abs. 5 Satz 1 
MHG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Aus der Fassung des § 12 MHG insgesamt wird hin-
reichend deutlich, daß es sich um eine Übergangsre-
gelung handelt, die nur bis zum 31. Dezember 1997 
gilt. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 2 - § 12 Abs. 5 Satz 3 
- neu - und Satz 4 - neu - MHG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Beweislastvertei-
lung entspricht nicht allgemeinen beweisrechtlichen 
Grundsätzen. Das Gesetz erlaubt dem Vermieter die 
nach § 12 Abs. 1 bis 4 zulässigen Erhöhungen und 
begründet dadurch eine gesetzliche Vermutung da-
für, daß die erhöhte Miete nicht über einer am Markt 
gebildeten Vergleichsmiete liegt. Der Mieter macht 
mit einer Nichtzustimmung ein Gegenrecht gegen 
diese Vermutung geltend. Dafür ist er nach allgemei-
nen Grundsätzen beweispflichtig. 

Im übrigen ist der Vorschlag unklar. Es wird nicht 
deutlich, ob der Mieter mit den Gründen, die er nicht 
schriftlich vorgetragen hat, auch in einem späteren 
Prozeß ausgeschlossen ist. Es wird auch nicht deut-
lich, ob sich eine derartige Ausschlußwirkung auf 
alle oder nur einen bestimmten Teil der denkbaren 
Einwendungen gegen das Mieterhöhungsverlangen 
bezieht. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr. 2 - § 12 Abs. 6 MHG) 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Die Verkürzung der Zustimmungsfrist und die Er-
leichterung bei der Abfassung des Zustimmungsver-
langens tragen dem Umstand Rechnung, daß mit § 12 
MHG ein vereinfachtes Verfahren zur Mieterhöhung 
für die Übergangszeit eingeführt wird. Auch im Hin- 

blick auf die ab 1. Juli 1995 für viele Wohnungsunter-
nehmen eintretende Zinsbelastung ist ein frühest-
mögliches Wirksamwerden der Mieterhöhung not-
wendig. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nr. 2 - § 12 Abs. 6 MHG) 

Die Bundesregierung wird das mit dem Antrag ver-
folgte Anliegen, die Rechtssicherheit beim Mieterhö-
hungsverfahren zu verbessern, eingehend prüfen. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nr. 2 - § 13 Abs. 1 MHG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Übergangszeit bis 
Ende 1997 vor. Nur innerhalb dieses Zeitraums soll 
die Mietzinskappung wirksam sein. Bei der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Regelung würde die 
Kappung weit über die eigentliche Übergangszeit 
hinausreichen, da vor Ablauf dieser Zeit begonnene 
Modernisierungsarbeiten sich über das Jahr 1998 
hinausziehen können. 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 Nr. 2 - § 13 Abs. 2 Nr. 1 
MHG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung hält es für nicht vertretbar, den 
Vermieter bei der Umlage von Modernisierungs-
kosten zu beschränken, wenn er auf die Höhe der 
Kosten keinen Einfluß hat, weil ihm der Umfang sei-
ner Maßnahmen durch hoheitliche Regelungen vor-
geschrieben wird. Es ist auch aus umweltpolitischen 
Gründen nicht zu vertreten, daß Maßnahmen, die 
der Energieeinsparung und dem Klimaschutz dienen, 
wegen der Kappung der Kostenumlage aufgescho-
ben werden. 

Zu Nummer 9 (Artikel 1 Nr. 2 - § 13 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 - neu - MHG) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren prüfen, ob die Durchführung von 
Modernisierungen nach § 88 e des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes im Rahmen der einkommens-
abhängigen Förderung eine Ausnahmeregelung von 
der Kappungsgrenze rechtfertigt. 

Zu Nummer 10 (Artikel 1 Nr. 2 - § 17 MHG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung hält die Regelung des Haustür-
widerrufsgesetzes für ausreichend zum Schutz der 
Mieter. Der Vorschlag des Bundesrates geht sogar 
noch über die Regelung des von ihm seinerzeit vor-
geschlagenen §3 Abs. 1 Satz 4 der 2. GrundMV hin- 
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aus. Er würde dazu führen, daß eine Mieterhöhung 
für einen längeren Zeitraum schwebend unwirksam 
bliebe, wenn der Vermieter die ordnungsgemäße 
schriftliche Belehrung nicht erteilt hat. Ein solches 
Ergebnis ist aus Gesichtspunkten der Rechtssicher-
heit nicht annehmbar. 

Davon abgesehen enthält der Vorschlag keine zeit-
liche Befristung und würde deshalb auch nach Aus-
laufen der Übergangsfrist weiter gelten. Dies würde 
auf Dauer zu einem unterschiedlichen Rechtszustand 
in Deutschland führen. 

Zu Nummer 11 (Artikel 1 Nr. 2 - § 18 - neu - MHG) 

Die Bundesregierung hat ihre Auffassung zur Frage 
der Kappung der Neuvertragsmieten im Regie-
rungsentwurf niedergelegt. Die Bundesministerin 
der Justiz und der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau werden die Gespräche mit 
den neuen Ländern fortführen mit dem Ziel, an einer 
Übergangsregelung für Neuvertragsmieten für den 
Geltungszeitraum dieses Gesetzes weiterzuarbeiten. 

Zu Nummern 12 und 13 (Artikel 4 Nr. 01, 3, 4, 5 
- neu - Änderung des 
Wohngeldsondergesetzes) 
und (Artikel 4 a - neu - 
Wohngeldgesetz - und zu 
Artikel 5 Abs. 3 - neu - 
Inkrafttreten) 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung verweist auf die Begründung 
des Gesetzentwurfes, nach der eine Vereinheit-
lichung des Wohngeldrechtes in der anstehenden 
Novellierung des Wohngeldgesetzes beabsichtigt ist 
und die Geltungsdauer des Wohngeldsondergesetzes 
bis zum Inkrafttreten dieser Wohngeldrechtsnovelle 
verlängert werden wird. 

Zu Nummer 14 (Artikel 4 Nr. 1 - *11 b  Satz 1- neu -
WoGSoG) 

Die Bundesregierung hält die von ihr vorgeschlagene 
Freibetragsregelung grundsätzlich für sachgerecht. 







 


